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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Halo Saibold, Albert Schmidt (Hitzhofen) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/1653 — 


Beseitigung der „Brückenprobleme“ für die Schiffahrt nach der Fertigstellung 
der geplanten Donaukanalisierung 


In der Antwort der Bundesregierung (Drucksache 13/1285) auf die 
Kleine Anfrage (Drucksache 13/1064) teilt die Bundesregierung mit, daß 
die Eisenbahnbrücke Bogen, die Eisenbahnbrücke Deggendorf, die 
Eisenbahnbrücke Steinbach in Passau und die Luitpoldbrücke in Passau 
nicht den vorgesehenen Ausbauzielen für die Donau entsprechen, wäh- 
rend vergleichbare Probleme in Österreich nicht bekannt sind. 


Vorbemerkung 

Die Ausbauziele für den Ausbau der Donau unterhalb von 
Regensburg sehen für Brücken eine Durchfahrtshöhe von 8 m 
über dem höchsten schiffbaren Wasserstand (HSW) vor. Da 
höhere Wasserführungen diese Durchfahrtshöhe an einzelnen 
Brücken temporär für die Schiffahrt einschränken, hat die Beseiti- 
gung von Engpässen hinsichtlich der Durchfahrtshöhe eine weit 
geringere ökonomische Bedeutung als die Beseitigung von Eng- 
pässen in der Abladetiefe. Deshalb werden Brückenerneuerungen 
bzw. -neubauten erst dann vorgenommen, wenn die Restnut- 
zungsdauer der Brücke abgelaufen ist. Aus der Tatsache, daß 
einige Brücken zwischen Straubing und Passau nicht die volle 
Durchfahrtshöhe entsprechend den Ausbaugrundsätzen aufwei- 
sen, kann deshalb nicht gefolgert werden, diese Brücken müßten 
abgerissen und ersetzt werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr vom 23. Juni 
1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wie werden im Zuge des geplanten endgültigen Ausbaus der Groß- 
schiffahrtsstraße Rhein-Main-Donau mit dem Ziel der durchgehen- 
den Befahrbarkeit der Donau die Probleme mit den zu niedrigen 
Brücken 

a) im Falle der Eisenbahnbrücke in Bogen, 

b) im Falle der Eisenbahnbrücke in Deggendorf, 

c) im Falle der Eisenbahnbrücke Steinbach in Passau und 

d) im Falle der Luitpoldbrücke in Passau 
gelöst? 


Bei den genannten Brücken werden die Durchfahrtsverhältnisse 
beim höchsten schiffbaren Wasserstand (HSW) durch den Ausbau 
der Wasserstraße nicht verändert, d. h. daß die Verbesserung zu 
geringer Durchfahrtshöhen unabhängig von den Ausbaumaßnah- 
men verfolgt werden kann. Im einzelnen stellt sich der Sachver- 
halt wie folgt dar: 

Zu a) und b) 

Beide Brücken haben nach Auskunft des Baulastträgers DB eine 
Restnutzungsdauer etwa bis zum Jahr 2000. Im Rahmen eines 
dann ggf. durchzuführenden Verfahrens zur Erneuerung oder 
dem Ersatz dieser Brücken wird der Bund als Träger des Donau- 
ausbaus größere Schiffahrtsöffnungen fordern, soweit sich dies als 
zweckmäßig und wirtschaftlich erweist. Gegebenenfalls wird er 
sich nach den gesetzlichen Regelungen an den Kosten beteiligen. 

Zu c) und d) 

Die Eisenbahnbrücke Steinbach und die Luitpoldbrücke Passau 
befinden sich in der bereits ausgebauten Stauhaltung Jochen- 
stein. Eine Vergrößerung der Durchfahrtshöhen beider Brücken 
für die Schiffahrt steht auch hier erst im Zusammenhang mit 
eventuell altersbedingten Maßnahmen zur Erneuerung bzw. dem 
Ersatz der Brücken durch die jeweiligen Baulastträger (DB bzw. 
Stadt Passau) an. Im Rahmen der dann erforderlichen Detailpla- 
nung wird selbstverständlich auch geprüft, inwieweit eine Ver- 
größerung der Brückendurchfahrtshöhe überhaupt notwendig 
und wirtschaftlich ist. 


2. Teilt die Bundesregierung die vom Wasser- und Schiffahrtsamt 
Regensburg presseöffenthch geäußerte Meinung, in der es wörtlich 
heißt: „Die Schiffahrt wird mit der niedrigen Hängebrücke und der 
Eisenbahnbrücke Steinbach auch künftig leben müssen", und 

a) falls ja, wie läßt sich dies mit den vorhegenden Kanalisierungs- 
plänen für die Donau vereinbaren; 

b) faUs nein, wer muß die Finanzierung der jeweils notwendigen 
Maßnahmen zur Lösung der vorhandenen Probleme mit den zu 
niedrigen Brücken übernehmen? 


Ja, siehe Antwort zu Frage 1. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die Stadt Passau vehe- 
ment gegen die zur Problemlösung notwendigen bauhchen Maßnah- 
men wehrt, und ist die Bundesregierung bereit, diese ablehnende 
Haltung der Stadt Passau zu akzeptieren? 
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Wie bereits in der Antwort zu Frage 1 erläutert, stellt sich die 
Frage der Anpassung der Brücken erst nach Ablauf der Restnut- 
zungsdauer. Erst zu gegebener Zeit wird der Bund mit den Bau- 
lastträgern verhandeln, um zu einer akzeptablen Lösung zu 
kommen. 
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